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Evaluation & Prostitution III: 

 

Methodisches Elend – Oder: Warum die Evaluation des 

Prostituiertenschutzgesetzes auf Sand gebaut ist 

 
(In der Reihe „Evaluation & Prostitution“ bezieht Doña Carmen e.V. in unregelmäßigen Abständen zu 

verschiedenen Aspekten der Evaluation des ProstSchG Stellung. Nachfolgend Teil III dieser Reihe.1) 
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Einleitung  
 

Im vergangenen Jahr provozierte die CDU/CSU-Bundestagsfraktion mit der Forderung, man 

möge doch umgehend für Deutschland ein Sexkaufverbot beschließen. Die gesetzlich 

vorgesehene Evaluation des Prostituiertenschutzgesetzes brauche man nicht abzuwarten. 

Denn sie bringe nichts, was man nicht ohnehin schon wisse.  

 

Seitdem verfallen erklärte Gegner*innen eines Sexkaufverbots nicht selten in die genau 

gegenteilige Position. Um Zeit zu gewinnen und nicht auf dem falschen Fuß erwischt zu 

werden, präsentierten sie sich als überzeugte Anhänger*innen der für Mitte dieses Jahres 

angekündigten Evaluation des ProstSchG. Damit beauftragt ist das Kriminologische 

Forschungsinstitut Niedersachsen (KFN e.V.). 

                                                           
1 Bisher erschienene Beiträge zu dieser Reihe: 
● Evaluation & Prostitution I: ProstSchG: Wer evaluiert hier eigentlich was? 

      Siehe: https://www.donacarmen.de/wp-content/uploads/01-EVALUATION-PROSTSCHG.pdf 

● Evaluation & Prostitution II: ProstSchG-Evaluation durch Familienministerium: Hier stimmt doch was nicht! 

    Siehe: https://www.donacarmen.de/wp-content/uploads/Evaluation-Prostitution-II.pdf 

https://www.donacarmen.de/wp-content/uploads/01-EVALUATION-PROSTSCHG.pdf
https://www.donacarmen.de/wp-content/uploads/Evaluation-Prostitution-II.pdf
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Man zeigt sich erwartungsvoll bis begeistert über das in Aussicht stehende KFN-Gutachten, 

ohne sich mit der darin angewandten Methodik der Evaluation des ProstSchG näher befasst 

zu haben und ohne den Inhalt des Gutachtens im Detail zu kennen. Ob das sonderlich klug 

ist, darf bezweifelt werden.  

 

So heißt es z. B. beim Bundesverband Sexuelle Dienstleistungen (Hervorhebungen von DC): 
 

 „Das Prostituiertenschutzgesetz (ProstSchG) wird zum ersten Mal umfangreich evaluiert…. 
 Noch niemals gab es eine so umfangreiche Untersuchung der Prostitution/Sexarbeit in 
 Europa. Die Ergebnisse werden sichere Auskünfte über das Umfeld und die psychische 
 sowie physische Gesundheit von Sexarbeitenden unter der aktuellen deutschen 
 Gesetzgebung liefern und im Juli 2025 dem Bundestag vorgelegt… Parallel zu den 
 Datenerhebungen erhält das Bundesfamilienministerium und die mit dem Thema befassten 

 Bundestagsabgeordneten laufend Berichte über die ersten Ergebnisse.“2 
 
 

Garniert wurden diese überschwänglichen Vorschusslorbeeren mit wohlwollenden Aussagen 
von Personen, die nach eigenem Bekunden als Befragte an der Evaluations-Studie 
teilgenommen haben. Deren Statements klingen ausgesprochen hoffnungsvoll: 
 
 

 ● Susi (Sexarbeiterin): "Endlich werden Daten und Fakten rund um die Sexarbeit 
 wissenschaftlich zusammengetragen. Dann wird auch endlich das Märchen von den 100.000 
 bis zu 400.000 Sexarbeiter*innen als Fakenews entlarvt." 
  

 ● Helmut (Kunde): "Ich habe an der Befragung teilgenommen. Natürlich hoffe ich, dass 
 Kunden nicht mehr ausschließlich als Monster oder Gewalttäter wahrgenommen werden, 
 sondern als faire und freundliche Kunden mit wichtigen Bedürfnissen." 
  
 ● Walter (Betreiber): "Zunächst stand ich der Evaluation kritisch gegenüber, weil ich 
 aufgegeben habe, dass der Staat und die Gesellschaft die Branche je seriös und realistisch 
 wahrnehmen wird. Aber ich habe an der Befragung teilgenommen und setze alle Hoffnungen 
 darin, dass sie – wie auch die vielen Erlaubnisse nach dem ProstSchG zeigen – weitere 
 Argumente und Fakten hervorbringt, die der Realität der Branche entsprechen. Denn ich bin 
 es leid, ständig als Krimineller und Ausbeuter beschimpft zu werden, ohne dass dies den 

 Tatsachen entspricht."3 
 

Die unkritischen Lobpreisungen des KFN-Gutachtens zur Evaluation des ProstSchG passen 

zur insgesamt unkritischen Haltung des BSD gegenüber dem Prostituiertenschutzgesetz und 

dem „Schutzgedanken“, der das Gesetz angeblich auszeichnen soll.4 Wie auch anderswo5 

beruht die allenthalben erwartungsvolle Haltung gegenüber der KFN-Evaluation vor allem 

darauf, dass man eine genauere Befassung und Auseinandersetzung mit der dabei 

zugrunde gelegten Forschungsmethode für verzichtbar hält.  

 

                                                           
2 Vgl. https://www.redet-mit-uns.de/info/evaluation/ (Dez. 2024) 
3 ebenda; Anmerkung zu den „vielen Erlaubnissen nach dem ProstSchG“: Das ProstSchG ging 2016 von 11.700 
„bestehenden Prostitutionsgewerben“ aus (Bundestagsdrucksache 18/8556, S. 39), doch die tatsächliche Zahl 
registrierter Prostitutionsgewerbe lag zuletzt bei 2.312… (https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-
Umwelt/Soziales/Prostituiertenschutz/_inhalt.html). Diese Größenordnungen, vor allem die Differenz, lassen 
die Rede von den „vielen Erlaubnissen nach dem ProstSchG“ fragwürdig erscheinen. 
4 Vgl. https://www.redet-mit-uns.de/info/prostitutionsstaetten/ 
5 „Wie die Parameter, anhand derer sich notwendiger Schutz, Freiheit und Anerkennung in einen angemessenen 
Ausgleich bringen lassen, in unterschiedlichen Rechtsgebieten konkret zu bestimmen sind, bedarf weiterer 
(gesellschafts-)politischer und juristischer Diskussion. Hierfür ist verstärkte empirische Forschung notwendig; 
hilfreich werden die Ergebnisse der Evaluation des Prostituiertenschutzgesetzes durch das Kriminologische 
Forschungsinstitut Niedersachsen (KFN) e.V. sein, die Mitte 2025 vorliegen sollen.“ Zit. nach: Deutscher 
Juristinnenbund (djb), Stellungnahme zum Sexkaufverbot, 5.2.2025,  
vgl. https://www.djb.de/presse/stellungnahmen/detail/st25-05, S. 2 

https://www.redet-mit-uns.de/info/evaluation/
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Soziales/Prostituiertenschutz/_inhalt.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Soziales/Prostituiertenschutz/_inhalt.html
https://www.redet-mit-uns.de/info/prostitutionsstaetten/
https://www.djb.de/presse/stellungnahmen/detail/st25-05
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Das allerdings scheint fahrlässig. Denn die Folge einer solchen Unterlassung ist 

Blauäugigkeit. Und Blauäugigkeit ist der sichere Garant für politische Fehleinschätzungen 

und entsprechende Niederlagen. Hinzu kommt: Hoffnungen zu schüren, die nicht auf 

belastbaren Indizien, sondern auf reinem Wunschdenken basieren, scheint nicht besonders 

verantwortungsbewusst und schadet den Anliegen von Sexarbeiter*innen eher als es ihnen 

nutzt. 

 

Werfen wir also einen Blick auf das „Forschungsdesign“, mit deren Hilfe das KFN 

beansprucht, das ProstSchG zu evaluieren. Das könnte hilfreich sein, um eine realistische 

Perspektive einzunehmen. 
 

„Retrospektive Gesetzesfolgenabschätzung“ 
 

Laut Ausschreibung vom 13.08.2021 erwartet das Bundesfamilienministerium hinsichtlich der 

ProstSchG-Evaluation eine „retrospektive Gesetzesfolgenabschätzung“: 
 

 „Ziel der geplanten rückblickenden Überprüfung von Rechtsvorschriften des ProstSchG 

 (retrospektiven Gesetzesfolgenabschätzung) ist es, Veränderungen zu erfassen und zu 

 bewerten, die durch das ProstSchG induziert wurden. 6 
 

Was aber darf man sich unter der „rückblickenden Überprüfung“ im Rahmen einer 

retrospektive Gesetzesfolgenabschätzung vorstellen? Welches Verständnis von 

retrospektiver Gesetzesfolgenabschätzung hat das von Prof. Tillmann Bartsch geleitete 

Evaluationsteam des KFN? Lassen wir ihn selbst zu Wort kommen: 
 

 „Die Studie ist als retrospektive Gesetzesfolgenabschätzung konzipiert und zielt 

 insbesondere darauf, Wirkungen und Wirksamkeit der mit dem ProstSchG eingeführten  

 Regelungen zu  erforschen.“7 Es geht dabei um  „die Beantwortung der leitenden 

 Forschungsfrage nach Wirkung und Wirksamkeit des ProstSchG“.8  
 

Zur Beantwortung der Frage nach den Zielsetzungen des Gesetzes und deren Wirkungen 

bezieht man sich auf „anerkannte Prüfkriterien“. Dazu zählen etwa „Zielerreichungsgrad, 

Praktikabilität, Akzeptanz und nicht-intendierte Nebeneffekte“ im Hinblick auf die Regelungen 

des ProstSchG. Diese Prüfkriterien wiederum „bilden die Leitmaßstäbe der hier 

vorgestellten Evaluationsstudie zum ProstSchG“.9  

 

Vorrangig geht es in der KFN-Evaluationsstudie also um die Bestimmung des 

„Zielerreichungsgrads“ einzelnen Regelungen des Gesetzes. Um einen Zielerreichungsgrad 

zu ermitteln, ist es jedoch zunächst notwendig, die Ziele zu identifizieren, die mit dem 

ProstSchG angestrebt werden.   

 

Gibt es da ein übergeordnetes Ziel oder vielleicht mehrere nebeneinander bestehende Ziele? 

Welches sind die Ziele im Einzelnen? In welchem Verhältnis, in welcher Hierarchie stehen 

sie zueinander? Welcher Mittel bedarf es nach Auffassung des Gesetzgebers, um die 

beabsichtigten Ziele zu erreichen? Und schließlich: Wie lassen sich eigentlich die Ziele 

ermitteln, die mit dem Prostituiertenschutzgesetz verfolgt werden? 

 

                                                           
6 Vgl. https://ausschreibungen-
deutschland.de/813969_Evaluation_des_am_01072017_in_Kraft_getretenen_Gesetzes_zum_Schutz_von_in_d
er_Prostitution_2021_Berlin 
7 Bartsch et. al., Evaluation des Prostituiertenschutzgesetzes – Ein Werkstattbericht, in: Neue Kriminalpolitik 
2/2024, S. 135 
8 ebenda 
9 ebenda, S. 137 

https://ausschreibungen-deutschland.de/813969_Evaluation_des_am_01072017_in_Kraft_getretenen_Gesetzes_zum_Schutz_von_in_der_Prostitution_2021_Berlin
https://ausschreibungen-deutschland.de/813969_Evaluation_des_am_01072017_in_Kraft_getretenen_Gesetzes_zum_Schutz_von_in_der_Prostitution_2021_Berlin
https://ausschreibungen-deutschland.de/813969_Evaluation_des_am_01072017_in_Kraft_getretenen_Gesetzes_zum_Schutz_von_in_der_Prostitution_2021_Berlin
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Schon im konzeptionellen Vorfeld der Evaluationsstudie liegt eine Reihe methodologischer 

Schwierigkeiten. Von der Beantwortung der genannten Fragen aber hängen sämtliche 

Schlussfolgerungen der Evaluationsstudie ab. Ihre Beantwortung ist also keineswegs so 

trivial, wie es auf den ersten Blick erscheinen mag.  

 

Das belegen – um es an einem Beispiel zu erläutern – etwa die Debatten um die Zielsetzung 

der damaligen Hartz-IV-Reformen:  
 

 „Ziel ist es, Arbeitslose besser zu beraten, zu betreuen und damit schneller in den 

 Arbeitsmarkt zu vermitteln“ – so hieß es seinerzeit unisono aus Regierungsperspektive.10 

 Anders sah es aus, wenn man die Betroffenen-Perspektive mit einbezog und den Horizont 

 weiter fasste. So schrieb etwa Christoph Butterwegge in seiner Publikation „Hartz IV und die 

 Folgen“, einleitend: „Die meisten Kommentator(inn)en bescheinigen dem Artikelgesetz, für 

 enorme Fortschritte im Kampf gegen die Massenerwerbslosigkeit gesorgt, das 

 Wirtschaftswachstum beflügelt und Deutschlands Wohlstand gemehrt zu haben. Sogar unter 

 den zahlreichen Skeptiker(inne)n sind nur wenige, die erkennen, dass Hartz IV zu 

 Verschlechterungen in fast allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens geführt hat. Durch 

 die Hartz-Gesetze wurde nicht bloß der Arbeitsmarkt dereguliert, die Leiharbeit liberalisiert 

 und der einzelne Transferleistungsempfänger stärker als bisher drangsaliert, die 

 Bundesrepublik Deutschland vielmehr auch in einer bis dahin unbekannten Weise sozial 

 polarisiert, fragmentiert und formiert.“11 
 

Die wenigen Anmerkungen zu den Zielsetzungen der Hartz-IV-Gesetze verdeutlichen: Die 

Wahrnehmung eines Gesetzes und seiner Ziele kann recht unterschiedlich ausfallen. Die im 

Gesetz ausdrücklich proklamierten Zielsetzungen mögen anfangs ganz harmlos 

daherkommen. Dennoch können sie für die Betroffenen und die Gesellschaft als Ganzes 

recht gravierende Folgen haben. Werden die mit einem Gesetz in Zusammenhang 

stehenden Folgen über Jahre hinweg billigend in Kauf genommen, dann stellt sich die Frage, 

ob diese Folgen nicht selbst als implizite Ziele des jeweiligen Gesetzes anzusehen sind. 

 

Es ist dabei durchaus nichts Ungewöhnliches, wenn die eigentlichen Zielsetzungen eines 

Gesetzes in dessen Text gar nicht explizit proklamiert, sondern lediglich indirekt formuliert 

werden. Ein Beispiel dafür ist das Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz (BEEG). Dazu 

schrieb Martin Bujard: 
 

 „Das Ziel der Erhöhung der Geburtenrate ist im Gesetzestext nur indirekt 

 formuliert wie „Mut zum Kind“ oder „Familiengründung erleichtern“. Deutlicher ist der 

 Hinweis auf diese Zieldimension in der Problembeschreibung des BEEG, bei dem die 

 niedrige Geburtenrate Deutschlands und die hohe Kinderlosigkeit thematisiert werden… 

 Während das Ziel Geburtensteigerung in den Gesetzestexten nur indirekt bzw. als den 

 sozialpolitischen Zielen (Ziel 1 und 2) nachgeordnet kommuniziert wird, finden sich in 

 Äußerungen von einzelnen Politikern klare Formulierungen zu geburtensteigernden Zielen des 

 Elterngelds.“12 
 

Diese Anmerkungen verdeutlichen: Ohne die Bezugnahme auf den demographischen 

Wandel und die darum geführten politischen Debatten lassen sich die Zielsetzungen des 

Elterngeld-Gesetzes nur unzureichend verstehen.  

 

 

                                                           
10 Vgl.: https://www.lpb-bw.de/hartz-gesetze  
11 Christoph Butterwegge, Hartz IV und die Folgen, 2017, S. 9 
12 Vgl. Martin Bujard, Die fünf Ziele des Elterngelds im Spannungsfeld von Politik, Medien und Wissenschaft, 

Zeitschrift für Familienforschung, 25. Jahrg., Heft 2/2013, S. 140/41; siehe: 

https://www.bib.bund.de/Publikation/2013/pdf/Die-fuenf-Ziele-des-Elterngelds-im-Spannungsfeld-von-Politik-

Medien-und-Wissenschaft.pdf?__blob=publicationFile&v=3  

https://www.lpb-bw.de/hartz-gesetze
https://www.bib.bund.de/Publikation/2013/pdf/Die-fuenf-Ziele-des-Elterngelds-im-Spannungsfeld-von-Politik-Medien-und-Wissenschaft.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.bib.bund.de/Publikation/2013/pdf/Die-fuenf-Ziele-des-Elterngelds-im-Spannungsfeld-von-Politik-Medien-und-Wissenschaft.pdf?__blob=publicationFile&v=3
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KfN-Kritikpunkt Nr. 1  
 

Problematische Fokussierung auf explizit im Gesetz formulierte Zielsetzungen bei 

gleichzeitiger Ausblendung aller implizit und indirekt verfolgten Intentionen 

 

Übertragen auf die Frage des methodischen Umgangs mit den Zielen des 

Prostituiertenschutzgesetzes lässt sich mithin festhalten:  

 

Die mit einem Gesetz verfolgten Anliegen müssen nicht mi den explizit formulierten 

und offen proklamierten Zielsetzungen identisch sein.   

 

Neben den expliziten Zielsetzungen kann es immer auch indirekte, im Gesetz selbst 

unausgesprochene Ziele geben. Denn die explizit formulierten Ziele eines Gesetzes können 

die mit ihnen einhergehenden Interessen oftmals mehr verbergen als offenlegen.  

 

Gesetze sind immer auch Ausdruck von Machtverhältnissen und Machtausübung, über die 

die politischen Akteure gerne mal den Mantel des Schweigens ausbreiten, wenn es sich um 

herrschaftsaffine Partikularinteressen handelt. Würden sich die mit einem Gesetz verfolgten 

Zielsetzungen stets nur auf die darin explizit formulierten Ziele reduzieren, könnte man sich 

einen Großteil politischer Diskurse und die entsprechenden Diskursanalysen schenken. 

 

Der erste Einwand, den man vor diesem Hintergrund gegenüber der KFN-Evaluation geltend 

machen muss, ist die methodisch legitimierte Leugnung dieser elementaren 

Zusammenhänge.  

 

Denn auf die Frage, wie man die Ziele eines so komplexen Gesetzes wie des ProstSchG zu 

ermitteln gedenkt, lautet die Antwort, dies geschehe „anhand einer eingehenden 

Auswertung der Gesetzesmaterialien“.13 Die so ermittelten Ziele würden „sodann mit den 

einzelnen gesetzlichen Maßnahmen in Verbindung gebracht“. 

 

Natürlich kann niemand etwas gegen eine „Auswertung der Gesetzesmaterialien“ haben. 

Diesen Zugang jedoch als die allein maßgebende Quelle hinzustellen, aus der sich die mit 

dem ProstSchG verbundenen Zielsetzungen ableiten lassen, verblüfft durch intellektuelle 

Schlichtheit und methodische Einfaltslosigkeit. Eine Evaluations-Methodik, deren „Ziel“-

Verständnis sich ausschließlich auf die in den Gesetzesmaterialien explizit genannten 

Zielsetzungen beschränkt, wird im Falle des ProstSchG der Realität nicht gerecht. 

Bekanntlich ging schon dessen Entstehung mit einem heftigen Streit der Interessen und 

unterschiedlicher weltanschaulicher Sichtweisen einher. Zu glauben, all dies habe im 

ProstSchG nicht seinen Niederschlag gefunden, wäre reichlich naiv. 

 

Es dürfte unstrittig sein, dass die Konzeption des ProstSchG auf einer Reihe von 

Grundannahmen beruht. Diese besagen, 

 

● dass Prostitution in Deutschland ein zu großes, mithin inakzeptables Ausmaß besitze  

   („Bordell Europas“) und schon deshalb einer Regulierung bedürfe; 
 

● dass das Prostitutionsgewerbe eine maßgeblich durch kriminelle Strukturen geprägte  

   Branche sei („Menschenhandel“, „Zwangsprostitution“ etc.); 
 

● dass dieser Kriminalität nur durch eine Ausweitung von Kontrolle und Überwachung   

   beizukommen sei (z. B. Zwangsregistrierung von Sexarbeiter*innen); 
 

● dass Prostitution aufgrund spezifischer Gefahren und Risiken für die dort Tätigen „kein  

                                                           
13 Bartsch et. al. (2024), S. 137 
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   Beruf wie jeder andere“ sei und aufgrund dessen einer rechtlichen Sonderbehandlung  

   bedarf; 
 

● dass Sexarbeiter*innen nur eingeschränkt selbstbestimmt und schon deshalb zu keiner 

   angemessenen Gegenwehr befähigt seien (daher „Schutz“ statt Rechte). 

 

Unabhängig davon, ob man diese Prämissen teilt oder sie in Teilen oder in Gänze für 

fragwürdig erachtet: Niemand dürfte wohl ernsthaft bestreiten, dass die hier genannten 

Grundannahmen dem ProstSchG zugrunde liegen. Es dürfte daher höchst unwahrscheinlich 

sein, dass man unter diesen Umständen dem Anbieten sexueller Dienstleistungen neutral 

oder gar positiv gegenübersteht. Vielmehr ist zu erwarten, dass es das Anliegen des 

Gesetzgebers ist, dieses Angebot an sexuellen Dienstleistungen zumindest einzuschränken, 

um die mit ihnen einhergehenden, als negativ eingestuften Begleiterscheinungen so gut es 

geht zurückzudrängen. 

 

Wirft man einen Blick auf die Gesamtheit der mit dem Prostituiertenschutzgesetz 

eingeführten einzelnen Maßnahmen, so dürfte kaum von der Hand zu weisen sein, dass es 

in der Tat darum geht, das Angebot sexueller Dienstleistungen einzudämmen.14  

 

Wer sich aber im Hinblick auf die Identifizierung der Ziele des ProstSchG auf eine 

„Auswertung der Gesetzesmaterialien“ beschränkt, läuft schnell Gefahr, offenkundige 

„indirekte“ Zielsetzungen des ProstSchG auszublenden. Die Fixierung und Beschränkung 

allein auf die explizit im Gesetz formulierten Zielvorgaben verdeutlicht damit das Elend von 

Auftragsforschung und steht für eine problematische Absenkung wissenschaftlicher 

Standards.  

 

Sich ausschließlich an den Buchstaben des Gesetzes zu klammern, ist vormodern und 

erinnert an die Art und Weise, wie evangelikale Kreationisten die Bibel auslegen: nämlich im 

Wortsinn.15 Ein solches Vorgehen spiegelt nur die Unterwerfung des KFN unter die Vorgaben 

des Auftraggebers. Eine nur auf die Gesetzes-Materialien sich beschränkende Identifizierung 

von Zielen verdoppelt in ideologischer Manier die Sichtweise des Gesetzgebers und 

Auftraggebers. Unbesehen übernimmt man dabei die Defizit-Sichtweise des Gesetzgebers 

auf Sexarbeiter*innen, die das ProstSchG auszeichnet. Durchaus problematische Ziele und 

Maßnahmen des Gesetzes erscheinen damit schnell in positivem Licht als Wohltaten 

gegenüber den vermeintlich geschundenen Sexarbeiter*innen. 

 

Es wäre nichts anderes als herrschaftsaffiner Opportunismus, wenn auf diese Weise 

verfahren würde. Vieles spricht dafür, dass dies bei der KFN-Evaluationsstudie der Fall ist. 

 

KfN-Kritikpunkt Nr. 2  
 

Ungereimtheiten bezüglich der Identifizierung von ‚Haupt-‚ und ‚Unterzielen‘ des 

ProstSchG und ihrer Beziehung zueinander 

 

Was Bartsch et.al. nun im Detail als die Haupt- und Unterziele des PostSchG darstellen, 

lässt sich zwei Quellen entnehmen:  

                                                           
14 Siehe dazu Doña Carmen e.V (Hrsg.), Entrechtung durch Schutz (2017) 
15 „Kreationismus (von lateinisch creatio „Schöpfung“) bezeichnet die religiöse Auffassung, dass das Universum, 

das Leben und der Mensch buchstäblich so entstanden sind, wie es in den Heiligen Schriften der 

abrahamitischen Religionen und insbesondere in der alttestamentlichen  Genesis geschildert wird. Als 

bedeutende Strömung trat der Kreationismus im frühen 20. Jahrhundert im Bereich des Evangelikanismus in 

den USA auf, wo er bis heute auch seine größte Verbreitung besitzt.“ Vgl. 

https://de.wikipedia.org/wiki/Kreationismus 

https://de.wikipedia.org/wiki/Kreationismus
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(1) einem Vortrag auf der Website des KFN (Stand Mai 2023)16  

(2) und einem 2024 veröffentlichten „Werkstattbericht“.17 

 

Wir halten uns nachfolgend an den 2024 veröffentlichten Werkstattbericht. Das KFN-

Gutachten zur Evaluation des ProstSchG identifiziert demnach zwei Hauptziele dieses 

Gesetzes, denen wiederum sechs Unterziele entsprechen sollen. Zur Realisierung der 

Haupt- und Unterziele sind nach Ansicht des KFN eine Reihe von „Maßnahmen“ 

vorgesehen, die sich fünf unterschiedlichen „Säulen“ zuordnen lassen.  

 
TABELLE 01:  Darstellung der Ziele, Unterziele & Maßnahmen des Prostituiertenschutzgesetzes 

gemäß den Angaben des KFN von 202418 
 

 

 

HAUPTZIEL 1 
 

 

HAUPTZIEL 2 

 

Verbesserung des Schutzes 
von in der Prostitution tätiger Menschen 

 

 

Schutz der 
Allgemeinheit 

 

UNTERZIEL 1 
 

 

UNTERZIEL 2 
 

UNTERZIEL 3 
 

UNTERZIEL 5 
 

UNTERZIEL 6 
 

UNTERZIEL 4 

 

Stärkung 
des 

(sex.) Selbst-
bestimmungs-

rechts der 
Prostituierten 

 

 

Gewährleistung 
verträglicher 

Arbeits-
bedingungen  

in Prostitutions-
betrieben 

 
 

Schutz  
der  

Gesundheit  
von 

Prostituierten 

 

Bekämpfung 
von Kriminalität 

(insb. von 
Menschen-
handel u. 

Ausbeutung) 

 

Verbesserung 
der Rechts-
sicherheit  

für die legale 
Prostitution 

 

Ausschluss 
+ Verdrängung von  

sozial unverträglichen 
+ jugendgefährdenden 

Auswirkungen der 
Prostitution 

 

Maßnahmen 
 

 

Säule I 
 

 

Säule II 
 

 

Säule III 
 

 

Säule IV 
 

 

Säule V 
 

 
 
 

Anmeldepflicht 
 

(§§ 3 - 11 
ProstSchG) 

 

 
 

Kondompflicht  
+ Werbeverbot 

 

(§ 32  
ProstSchG) 

 
 

Erlaubnis- und 
Anzeigepflicht 

 

(§§ 12 - 28 
ProstSchG) 

 

Behördliche  
Kontroll- und 

Überwachungs-
möglichkeiten 

 

(§§ 29-31 ProstSchG) 
 

 
 
 

 

Datenschutz 
 

(§ 34 ProstSchG) 

 

Die in TABELLE 01 dargestellten sechs „Unterziele“ in der Darstellung von 2024 

unterscheiden sich allerdings in einem Punkt von den auf der Website des KFN dargestellten 

Unterzielen (Stand Mai 2023). Das Unterziel 3 („Schutz der Gesundheit von Prostituierten“) 

findet sich in der Darstellung des Forschungsvorhabens auf der KFN-Website nicht. 

Stattdessen ist dort vom Unterziel “Verbesserung der ordnungsrechtlichen Instrumente“ die 

Rede. Diese Differenz wird vom KFN nicht aufgeklärt.  

 

Diese Ungereimtheit setzt sich fort in der Darstellung des „Wirkungsmodells“. 19 Mit diesem 

Modell werden die einzelnen, mit dem Gesetz in Kraft getretenen Maßnahmen hinsichtlich 

ihres Beitrags zur Erreichung der einzelnen Unterziele dargestellt. 

 

                                                           
16 Vgl. https://kfn.de/forschungsprojekte/evaluation-des-prostituiertenschutzgesetzes-prostschg/ Klickt man 
die „Vorstellung des Forschungskonzepts“ an, so öffnet sich unten eine Leiste, wo sich eine 23-seitige 
Powerpoint-Darstellung einsehen lässt (Projektstand Mai 2023). 
17 Vgl. Bartsch et. al., Evaluation des Prostituiertenschutzgesetzes – Ein Werkstattbericht, in: Neue 
Kriminalpolitik 2/2024, S. 135 ff. 
18 Siehe Bartsch et.al. (2024), S. 137 
19 TABELLE 02 orientiert sich an der (unter dem Gesichtspunkt der Lesbarkeit unzumutbaren) Darstellung in 
Bartsch et.al. (2024), S. 140 sowie an der „Vorstellung des Forschungskonzepts“, S. 13 des Powerpoint-Vortrags 
auf der Website des KFN (Stand Mai 2023).  

https://kfn.de/forschungsprojekte/evaluation-des-prostituiertenschutzgesetzes-prostschg/
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Obwohl im „Werkstattbericht“ von 2024 der „Schutz der Gesundheit“ als „Unterziel 3“ 

aufgeführt wird, fällt dieses Unterziel in dem wenige Seiten später dargestellten 

„Wirkungsmodell“ unter den Tisch. Was bleibt, ist der Verweis auf die „gesundheitliche 

Beratung“ als eine von vier Maßnahmen innerhalb von Säule 1 („Anmeldepflicht“). Dafür 

überrascht das „Wirkungsmodell“ mit einem neuen, aus dem Zylinder gezauberten 

„Unterziel“, nämlich der „Verbesserung der Überwachung der gewerblich ausgeübten 

Prostitution“, von der zuvor keine Rede war. 
 

TABELLE 02: Wirkungsmodell gemäß den Angaben des KFN von 2024: 

                        „Welche Maßnahmen beeinflussen welche Unterziele?“ 
 

 

Säule 
 

 

Maßnahme-Bündel 
 

Auswirkungen auf: 
 

 
 
 

Säule 1 

 

„Anmeldepflicht“: 
● Verweigerung einer Anmeldebescheinigung 
● Informations- und Beratungsgespräche 
● Maßnahmen bei Beratungsbedarf 
● Gesundheitliche Beratung 
 

 

Unterziel 1: Stärkung des (sex.) Selbstbestimmungsrechts 
Unterziel 2: Gewährleistung verträglicher Arbeitsbedingungen   
Unterziel 4: Ausschluss gefährlicher Erscheinungsformen von P. 
Unterziel 5: Bekämpfung von Kriminalität und Ausbeutung 
Unterziel 6: Verbesserung der Rechtssicherheit legaler Prost. 
 

 
 
 

Säule 2 

 

 
„Kondompflicht; Werbeverbot“ 

 

Unterziel 1: Stärkung des (sex.) Selbstbestimmungsrechts 
Unterziel 2: Gewährleistung verträglicher Arbeitsbedingungen   
Unterziel 4: Ausschluss gefährlicher Erscheinungsformen von P. 
 

 
 
 
Säule 3 

 

„Erlaubnis- und Anzeigepflicht“ 
● Versagung und Untersagung der Erlaubnis; 
● Zuverlässigkeitsprüfung Betreiber / Stellvertreter 
● Betriebs- und Veranstaltungskonzept; 
● Mindestvoraussetzungen für Prostitutionsstätte 
● Pflichten des Betreibers 
 

 

Unterziel 1: Stärkung des (sex.) Selbstbestimmungsrechts 
Unterziel 2: Gewährleistung verträglicher Arbeitsbedingungen   
Unterziel 4: Ausschluss gefährlicher Erscheinungsformen von P. 
Unterziel 5: Bekämpfung von Kriminalität und Ausbeutung 
Unterziel 6: Verbesserung der Rechtssicherheit legaler Prost. 
Unterziel ?: Verbesserung der Überwachung der gewerblich  

                        ausgeübten Prostitution 
. 

 
Säule 4 

 

„Behördliche Kontroll- und Überwachungs- 
  möglichkeiten“ 

 

Unterziel ?: Verbesserung der Überwachung der gewerblich  

                        ausgeübten Prostitution  
 

 
Säule 5 

 

„Regelungen zum Schutz personenbezogener  
  Daten“ 
 

 

Unterziel ?: Verbesserung der Überwachung der gewerblich  

                        ausgeübten Prostitution 
 

 

Man mag diese Details für bedeutungslose Schnitzer halten. Es könnte aber auch Ausdruck 

methodischer Beliebigkeit im Zusammenhang von Auftragsforschung sein. Dort verdankt 

sich die Identifizierung von „Haupt-“ und „Unterzielen“ nicht ausschließlich wissenschaftlich 

motivierter Erkenntnisgewinnung. Auch das Anliegen der politisch gewünschten Bewertung 

von „Zielerreichung“, „Praktikabilität“ und „unbeabsichtigten Nebenwirkungen“ seitens des 

Auftraggebers spielen dabei mit hinein. Zudem sollte das Interesse des Auftraggebers an der 

fortbestehenden Deutungshoheit hinsichtlich der Ziele des ProstSchG nicht unterschätzt 

werden.  

 

So orientiert sich die Darstellung der Ziele des ProstSchG in der Darstellung von Mai 2023 

auf der KFN-Website sklavisch an der Auflistung der sechs Zielsetzungen, wie sie vom 

Gesetzgeber 2016 in der Begründung des Prostituiertenschutzgesetzes20 vorgetragen und 

schließlich vom KFN 1:1 übernommen wurde. Der einzige Unterschied besteht darin, dass 

die Zielsetzungen des Gesetzgebers vom KFN zu „Unterzielen“ erklärt wurden, die sich 

nunmehr zwei Hauptzielen zuordnen lassen: dem „Hauptziel 1“ („Verbesserung des 

Schutzes von in der Prostitution tätigen Menschen“) sowie dem „Hauptziel 2“ („Schutz der 

Allgemeinheit“). Diesen beiden „Hauptzielen“ gilt nunmehr unsere Aufmerksamkeit. 

 

 

                                                           
20 Vgl. Allgemeiner Teil, 1. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen in der Begründung des ProstSchG,  
Deutscher Bundestag, Drucksache 18/8556, S. 33, siehe: 
https://dserver.bundestag.de/btd/18/085/1808556.pdf 

https://dserver.bundestag.de/btd/18/085/1808556.pdf
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● Zwei ‚Hauptziele‘ des ProstSchG?  
 

Beide „Hauptziele“ lassen sich auf einige wenige Formulierungen in der Begründung des 

Gesetzes stützen.21 Nun aber werden die Zielsetzungen des Gesetzgebers zu „Unterzielen“ 

degradiert, denen zwei „Hauptziele“ vorangestellt werden, bei denen es ausschließlich um 

„Verbesserungen“ und das „Wohl“ von Menschen gehen soll. Was außer einer 

Beschönigung des ProstSchG ist mit dieser Kulissenschieberei gewonnen? 

 

Da es sich bei diesen „Unterzielen“ vorwiegend um den Ausbau von Maßnahmen der 

Kontrolle und Überwachung im Rahmen von Kriminalitätsbekämpfung handelt, besteht der 

eigentliche Sinn der Übung darin, den Ausbau von Kontrolle und Überwachung im Bereich 

Prostitution per se als eine „Verbesserung“ der Lage der betroffenen Menschen erscheinen 

zu lassen. Außer Schmeicheleien gegenüber dem Auftraggeber lässt sich der vom KFN 

getroffenen Unterscheidung zwischen „Haupt-“ und „Unterzielen“ ansonsten kein tieferer 

Erkenntniswert entnehmen. So verdeckt man de facto den im Kern repressiven Charakter 

des Gesetzes.  

 

Die mit dem ProstSchG in Kraft getretenen Maßnahmen verweisen in der Summe aber auf 

ganz andere Ziele, als es die in der Gesetzesbegründung formulierten und der 

Akzeptanzgewinnung dienlichen Begrifflichkeiten erwarten lassen. Durch die unkritische 

Orientierung an den beschönigenden Begrifflichkeiten der Gesetzesbegründung und deren 

1:1-Übernahme legitimiert die KFN-Evaluationsstudie die regierungsamtliche Sichtweise, 

macht sich deren Weltbild zu eigen und verharmlost die tatsächlich repressiven Praktiken 

des ProstSchG gegenüber Prostitution.     

 

Dabei blleibt völlig unerfindlich, warum die beiden vom KFN definierten „Hauptziele“ des 

ProstSchG überhaupt als solche angesehen werden sollen. Was haben „Hauptziel 1“ und 

„Hauptziel 2“ eigentlich miteinander zu tun? Im ersten Fall erscheinen Sexarbeiter*innen als 

schützenswerte Opfer, im zweiten Fall als sanktionsfähige Täter*innen. Diese auffällige 

Schizophrenie spiegelt die Systematik des bestehenden prostitutionsspezifischen 

Sonderstrafrechts wider, das eine solche Doppelung in Gestalt unterschiedlicher 

Straftatbestände ebenfalls vorzuweisen hat. 

 

Das unaufgeklärte Nebeneinander dieser beiden „Hauptziele“ würde – wenn man dieser 

Einstufung folgen würde – nur davon zeugen, dass das Prostituiertenschutzgesetz auf 

keinem einheitlichen Konzept beruht, sondern auf einem inneren Widerspruch, den es selbst 

nicht auflöst. Welcher Erkenntniszuwachs ist damit gewonnen?    

 

● ‚Verbesserung des Schutzes von in der Prostitution tätigen Menschen‘ als  

    ‚Hauptziel 1‘ des ProstSchG? 

 

Die KFN-These, wonach die „Verbesserung des Prostituiertenschutzes“ das „Hauptziel 1“ 

des ProstSchG sei, bleibt – auch wenn sie seit Inkrafttreten des Gesetzes noch so oft 

gebetsmühlenartig wiederholt wurde – eine steile These. Sie bleibt ebenso schleierhaft wie 

                                                           
21 So ist in der Gesetzesbegründung eher beiläufig und allgemein von einer „Verbesserung der Situation der in 
der Prostitution Tätigen“ (S. 32) die Rede, davon, dass es mittels neu zu schaffender gesetzlicher Maßnahmen 
gelte, „die in der Prostitution Tätigen besser zu schützen“ (S. 32), es mithin um eine „Verbesserung der 
Situation von Menschen in der Prostitution“ (S. 33) gehe.  
Auch der Verweis auf das „Wohl der Allgemeinheit“, das vor besonders „unzuträglichen Auswüchsen“ der 
Prostitution zu schützen sei, kann nur schwer den moralisierenden Kern solcher Zielsetzungen kaschieren. 
Gemeinhin bleibt der gelegentlich erfolgende Verweis auf das „Wohl der Allgemein“ oder „öffentliche 
Interessen“ wie gewohnt abstrakt, sodass es schwerfällt, darin konkrete Verbesserungen zu erblicken. 
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die Behauptung, dass es mit diesem Gesetz um eine „Stärkung des (sexuellen) 

Selbstbestimmungsrechts der Prostituierten“ (Unterziel 1) gehe. 

 

Wie die Institutionalisierung regelmäßig wiederkehrender Zwangsberatungen von 

Sexarbeiter*innen, wie die Einführung einer Zwangsregistrierung („sui generis“) von 

Angehörigen einer gesamten Berufsgruppe, wie der Zwang zum Mitführen eines eigens 

eingeführten und von den Nazis abgekupferten Hurenpasses und wie die Aushebelung des 

Grundrechts auf Unverletzlichkeit der Wohnung (Art.13 GG) durch Einführung weitgehender 

Betretungsrechte der Polizei als eine „Stärkung des Selbstbestimmungsrechts von 

Prostituierten“ gedeutet werden können – das erschließt sich offenbar nur Juristen mit 

zweitem Staatsexamen. 

 

Im Ergebnis bleibt die real existierende Spannung zwischen dem behaupteten Schutz von 

Sexarbeiter*innen auf der einen Seite und der tatsächlich erfolgten Reglementierung der 

Einrichtungen des Prostitutionsgewerbes unterbelichtet. Gleiches lässt sich auch hinsichtlich 

des Spannungsverhältnisses zwischen dem „Schutz“ nach Art des ProstSchG und den 

immer noch unzureichend gewährten Rechten für Sexarbeiter*innen sagen. Zu erinnern sei 

an dieser Stelle an die Einschränkung der Berufsfreiheit durch Sperrgebiete im Namen des 

„Schutzes der Jugend“ vor einer legalen (!) Berufsausübung. 

 

● ‚Erlaubnis- und Anzeigepflicht‘: Ein Mittel zur ‚Verbesserung des Schutzes der  

    in der Prostitution tätigen Menschen‘? 
 

Die vom Gesetzgeber gewählte, vollständige Bezeichnung des so genannten 

„Prostituiertenschutzgesetzes“ lautet bekanntlich „Gesetz zur Regulierung des 

Prostitutionsgewerbes sowie zum Schutz von in der Prostitution tätigen Personen“.22  

Das Gesetz dürfte nicht ohne Grund so benannt worden sein. 

 

Angesichts dessen stellt sich die Frage, warum das KFN nicht die beiden im vollständigen 

Titel des Gesetzes eigenständig nebeneinander bestehenden und als solche benannten 

Ziele – nämlich (1) die „Regulierung des Gewerbes“ und (2) den „Schutz der Prostituierten“ – 

als Anknüpfungspunkt für die Identifizierung der „Hauptziele“ des ProstSchG gewählt hat.  

 

Ausgerechnet die den Verfassern des Gesetzes so am Herzen liegende „Regulierung des 

Prostitutionsgewerbes“, der bereits im Titel des Gesetzes eine klare Priorität gegenüber 

dem „Prostituiertenschutz“ zugewiesen wird, bleibt bei den vom KFN identifizierten „Haupt-“ 

und „Unterzielen“ als solche unerwähnt. Das ist verwunderlich, zumal doch die für die 

gewerberechtliche Regulierung maßgebliche „Erlaubnispflicht für Prostitutionsgewerbe“ 

als „Kernelement“23 des Gesetzes bezeichnet wird. 

 

Doch in der KFN-Zielklassifizierung erscheint die im Gesetz ansonsten so prominente 

„Erlaubnispflicht für Prostitutionsgewerbe“ nur als untergeordnetes Moment innerhalb 

von insgesamt fünf Maßnahme-Bündel zur Umsetzung der sechs „Unterziele“ des 

ProstSchG. Das KFN-Modell präsentiert die „Erlaubnispflicht für Prostitutionsgewerbe“ damit 

                                                           
22 Vgl. Bundesgesetzblatt, 27.10.2026, 
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?start=%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl116050.pdf%27%5D#__
bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl116050.pdf%27%5D__1740740386244 
23 „Durch das Gesetz zum Schutz von in der Prostitution tätigen Personen (Prostituiertenschutzgesetz – 
ProstSchG), das Artikel 1 dieses Gesetzes bildet, werden erstmals umfassende Regelungen für das 
Prostitutionsgewerbe getroffen. Kernelement ist die Einführung einer Erlaubnispflicht für alle 
Prostitutionsgewerbe.“ Siehe: Drucksache 18/8556, S. 2, 
https://dserver.bundestag.de/btd/18/085/1808556.pdf 
 

https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?start=%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl116050.pdf%27%5D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl116050.pdf%27%5D__1740740386244
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?start=%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl116050.pdf%27%5D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl116050.pdf%27%5D__1740740386244
https://dserver.bundestag.de/btd/18/085/1808556.pdf
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als bloßes Mittel zur Realisierung der Verbesserung des Schutzes von Prostituierten. Aus 

dem Blick gerät damit, dass es sich dabei um ein vorrangiges, eigenständiges und zu 

anderen Zielvorgaben durchaus in Konkurrenz tretendes „Hauptziel“ hinsichtlich der 

Regulierung des Prostitutionsgewerbes handelt.  

 

So erscheint das ProstSchG wieder einmal als reine Wohltätigkeitsveranstaltung, bei der 

alles der Verbesserung des Schutzes der Prostituierten untergeordnet zu sein scheint. Eine 

solche Darstellung dürfte den Auftraggeber mit Freude erfüllen, überzeugend ist sie deshalb 

nicht.  

 

Die ganze Ungereimtheit dieser Einordnung durch das KfN wird schon dadurch ersichtlich, 

dass sich die Maßnahmen in Säule IV („Erlaubnis- und Anzeigepflicht“) auf insgesamt 17 

Gesetzes-Paragrafen beziehen, während die Maßnahmen der Säulen II, IV und V 

zusammengenommen auf gerade einmal fünf Gesetzesparagrafen verweisen können. Diese 

Unwucht wirft Fragen auf. 

 

KfN-Kritikpunkt Nr. 3  
 

Technokratisches Evaluations-Verständnis:  

Statt mit ‚Zielen‘ nur Befassung mit ‚Grad der Zielerreichung‘ 

 

Mit dem vom KFN vorgelegten „Wirkungsmodell“ sollen die Auswirkungen der mit dem 

Gesetz ergriffenen „Maßnahmen“ im Hinblick auf die Realisierung der mit den vom Gesetz 

beabsichtigten Ziele (2 Hauptziele, 6 Unterziele) sichtbar gemacht werden. 

 

Schon der methodische Ansatz des KFN-Gutachtens beinhaltet damit eine problematische 

Fixierung auf den Grad der Erreichung der genannten Haupt- und Unterziele. In der Folge 

verschiebt sich unter der Hand der Fokus von einer kritischen Befassung mit den Zielen des 

ProstSchG auf die demgegenüber untergeordnete Frage, ob und inwieweit die im Gesetz 

festgeschriebenen Mittel und Maßnahmen die Zielerreichung tatsächlich fördern oder ihr 

hinderlich sind. So tritt die Befassung mit dem „Zielerreichungsgrad“ an die Stelle einer 

kritischen Auseinandersetzung mit den Zielen selbst, für die das ProstSchG steht. Die Frage 

der Legitimität der Ziele des ProstSchG bleibt damit außen vor.  

 

Nicht allein durch (1) die einseitige Fixierung auf die in den Gesetzesmaterialien explizit 

benannten Ziele, sondern (2) auch durch die problematische Fokussierung auf die Frage 

nach dem Grad der Zielerreichung anstelle einer Auseinandersetzung mit den Zielen selbst 

gerät die Evaluation des ProstSchG durch das KfN zu einer ganz und gar 

herrschaftskonformen, ideologiebehafteten Veranstaltung. Unter diesem Vorzeichen 

kann von einer Evaluation der „Auswirkungen dieses Gesetzes auf wissenschaftlicher Basis“, 

wie sie in § 38 ProstSchG24 gefordert wurde, keine Rede mehr sein. 

 

Mit der Fixierung auf eine Ermittlung des Zielerreichungsgrads der im ProstSchG 

vorgesehenen Maßnahmen setzt sich ein komplett entpolitisiertes, technokratisches 

Evaluations-Verständnis durch, in dem es bestenfalls um die kritische Betrachtung und auf 

                                                           
24 § 38 Evaluation: „Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend evaluiert die 
Auswirkungen dieses Gesetzes auf wissenschaftlicher Grundlage unter Einbeziehung der Erfahrungen der 
Anwendungspraxis und eines wissenschaftlichen Sachverständigen, der im Einvernehmen mit dem Deutschen 
Bundestag zu bestellen ist.“ (Drucksache 18/8556, S. 30, siehe: 
https://dserver.bundestag.de/btd/18/085/1808556.pdf Man muss jedoch einräumen, dass die Ansprüche an 
eine Evaluation des Gesetzes in diesem selbst nicht hinreichend präzisiert sind, sodass die jeweilige 
Bundesregierung und das KfN jederzeit für sich beanspruchen können, dem § 38 ProstSchG Genüge zu tun. 

https://dserver.bundestag.de/btd/18/085/1808556.pdf
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die (kostengünstige) Optimierung der Zielerreichung, nicht aber um die Legitimität und ggf. 

Infragestellung der Ziele selbst geht.25  

 

KfN-Kritikpunkt Nr. 4 
  

Erzwungener Verzicht auf die kritische Bewertung eigener Forschungsergebnisse  

 

Ein solch eingeschränktes Verständnis von Evaluation prägt auch Geist und Buchstaben des 

Ausschreibungstexts des Bundesfamilienministeriums von 2021 zur ProstSchG-Evaluation. 

Die jegliche Evaluation einengende Vorgabe lautet: 
 

 „Gegenstand der Begutachtung ist insbesondere die Beschreibung und wissenschaftliche 

 Bewertung der Auswirkungen, die sich aus der Anwendung der Vorschriften des ProstSchG 

 ergeben. Die politische Bewertung der bei der Begutachtung gefundenen Ergebnisse ist 

 nicht Gegenstand des Gutachtenauftrages.“26  
 

Da die Ziele des ProstSchG zweifellos politischer Natur sind dürfe sich kritische 

Anmerkungen zum „Zielerreichungsgrads“ einzelner Maßnahmen nicht zu einer 

Grundsatzkritik an den Zielen des Gesetzes als Ganzes auswachsen.27 

 

Die Vorstellung der damaligen Bundesregierung28 war: Eine von ihr gewünschte 

„wissenschaftliche Bewertung“ habe sich auf die Befassung mit einzelnen Vorschriften 

des ProstSchG und deren Auswirkungen zu beschränken. Eine solche problematische 

Einschränkung lässt sich § 38 ProstSchG („Evaluation“) nicht entnehmen.  

Demgegenüber ist eine „politische Bewertung der bei der Begutachtung gefundenen 

Ergebnisse“ durch das KFN durch den Ausschreibungstext von vornherein ausgeschlossen, 

da sie den von der Regierung definierten Rahmen einer „wissenschaftlichen Bewertung“ 

überschreiten würde.  

 

Eine solche Vorgabe pfeift auf Wissenschaftsfreiheit. Sie steht für die Übergriffigkeit 

politischer Akteure und deren Furcht vor Erkenntnissen und Ergebnissen einer von ihnen 

nicht vollständig kontrollierten Wissenschaft. 

 

Auffällig ist, dass in dem von Bartsch et.al. vorgestellten und dem Gutachten zugrunde 

liegenden „modular-gestuften Forschungsdesign“ auch von „Empfehlungen“, die im 

Rahmen einer Evaluationsstudie ggf. ausgesprochen werden können, keine Rede ist (siehe 

TABELLE 03). 

 

                                                           
25 Eine solche Tendenz lässt sich auch nachweisen bei der auf Baden-Württemberg bezogenen Abhandlung von 
Markus Pohlmann / Kristina Höly, Bericht zur Evaluation des Ausführungsgesetzes (AGProstScchG) für die Jahre 
2018 -2022, vgl. https://sozialministerium.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-
sm/intern/downloads/Downloads_Gegen_Gewalt_an_Frauen/Bericht_Evaluation_AGProstSchG.pdf 
26 Vgl.: Evaluation des am 01.07.2017 in Kraft getretenen Gesetzes zum Schutz von in der Prostitution tätigen 

Personen (Prostituiertenschutzgesetz-ProstSchG) Referenznummer der Bekanntmachung: BMFSFJ_2021_003, 

S. 2, siehe: https://ausschreibungen-

deutschland.de/813969_Evaluation_des_am_01072017_in_Kraft_getretenen_Gesetzes_zum_Schutz_von_in_d

er_Prostitution_2021_Berlin 
27 Da die Evaluation des ProstSchG in den Händen des Bundesfamilienministeriums liegt, nicht aber in den 
Händen des KFN, das dazu nur das Gutachten liefert, dürfte von Interesse sein, zu welchen Kapriolen es unter 
einer neuen, CDU-geführten Bundesregierung kommt. Die grundsätzlich für ein Sexkaufverbot eintretende 
CDU/CSU könnte nicht nur ein Interesse an der Kritik der Zielerreichung, sondern durchaus ein Interesse an der 
Kritik der politischen Ziele des ProstSchG haben. 
28 Zuständig im Bundesfamilienministerium waren bis 20.Mai 2021 Franziska Giffey (SPD), bis 8. Dezember 2021 
Christine Lambrecht (SPD), bis 25. April 2022 Anne Spiegel (Die Grünen) und bis heute Lisa Paus (Die Grünen).  

https://sozialministerium.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-sm/intern/downloads/Downloads_Gegen_Gewalt_an_Frauen/Bericht_Evaluation_AGProstSchG.pdf
https://sozialministerium.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-sm/intern/downloads/Downloads_Gegen_Gewalt_an_Frauen/Bericht_Evaluation_AGProstSchG.pdf
https://ausschreibungen-deutschland.de/813969_Evaluation_des_am_01072017_in_Kraft_getretenen_Gesetzes_zum_Schutz_von_in_der_Prostitution_2021_Berlin
https://ausschreibungen-deutschland.de/813969_Evaluation_des_am_01072017_in_Kraft_getretenen_Gesetzes_zum_Schutz_von_in_der_Prostitution_2021_Berlin
https://ausschreibungen-deutschland.de/813969_Evaluation_des_am_01072017_in_Kraft_getretenen_Gesetzes_zum_Schutz_von_in_der_Prostitution_2021_Berlin
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Bewertungen und Empfehlungen bis hin zur „Neufassung einer Rechtsvorschrift oder                 

deren Aufhebung“ gehörten noch zu Beginn der Nullerjahre zum anerkannten 

Aufgabenkatalog von Evaluationen im Kontext „retrospektiver Gesetzesfolgenabschätzung“. 

So hieß es in einem Leitfaden des Bundesinnenministeriums29 aus dem Jahre 2000: 
 

 „Typische Fragestellungen für die retrospektive GFA: ● Sind die Ziele mit den geltenden 

 Regelungen erreicht worden? ● Welche Nebenwirkungen sind aufgetreten und sind diese 

 erheblich? ● In welchem Umfang sind Be- und Entlastungen entstanden? ● Hat sich die 

 Regelung als praktikabel und befolgbar erwiesen? ● Besteht ein Novellierungs- oder 

 Aufhebungsbedarf? 

 Die retrospektive GFA ● zeigt den Erfolg bestehender Regelungen, ● verdeutlicht 

 Ansatzpunkte für eine Verbesserung der bestehenden Regelung, ● begründet 

 gegebenenfalls eine Novellierung, eine Neufassung einer Rechtsvorschrift oder deren 

 Aufhebung.30 
 

Während im Abschlussbericht zur Evaluation des damaligen Prostitutionsgesetzes (2005) 

noch jedes einzelne Kapitel mit einer „Zusammenfassung und ersten Bewertung“ der 

seinerzeit gefundenen Ergebnisse abschloss und den gesamten Bericht mit dem Kapitel 

„Perspektive und Empfehlungen zur Umsetzung der Intentionen des 

Prostitutionsgesetzes“ ausklingen ließ31, lassen sich heute mit einem Gutachten zur 

Evaluation des ProstSchG beauftragte Wissenschaftler*innen offenbar bereitwillig einen 

Maulkorb umbinden. Es steht zu erwarten, dass man im Sinne einer Optimierung zwar den 

„Grad der Zielerreichung“, nicht aber die Ziele selbst einer kritischen Bewertung unterziehen 

darf. 

 

Gerade in einer politischen Enthaltsamkeit im Hinblick auf die „ethische und/oder politische 

Bewertung der Prostitution“ sehen Bartsch et.al. in vorauseilender Unterwürfigkeit aber eine 

unerlässliche Voraussetzung für die Akzeptanz der Inhalte des eigenen Evaluations-

Gutachtens: 
 

 „Umso wichtiger dürfte für die Akzeptanz der hier vorgestellten Studie im Feld der Prostitution 

 die Feststellung sein, dass sie ausschließlich auf eine Evaluation der Regelungen des 

 ProstSchG und nicht auf eine generelle ethische und/oder politische Bewertung der 

 Prostitution zielt.“32 
 

Diese Aussage ist bemerkenswert. Lenkt sie doch ab von dem von der Regierung 

geforderten (weitgehenden) Verzicht einer „politischen“ Bewertung „der bei der 

Begutachtung gefundenen Ergebnisse“. Stattdessen verkürzt sie das Problem auf die 

Frage einer „generellen ethischen und/oder politischen Bewertung der Prostitution“. 

Beide Sachverhalte sind jedoch nicht identisch.  

 

Auf eine „generelle“ ethische und/oder politische Bewertung der Prostitution seitens des 

KFN-Evaluationsteams könnte man im Rahmen der ProstSchG-Evaluation durchaus 

verzichten, nicht aber auf eine „politische“ Bewertung der eigenen, im Rahmen von 

„retrospektiver Gesetzesfolgenabschätzung“ gefundenen wissenschaftlichen Ergebnisse.  

                                                           
29 Bundesinnenministerium (Hrsg.), Moderner Staat – Moderne Verwaltung, Leitfaden zur 
Gesetzesfolgenabschätzung, Berlin 2000, vgl. http://www.verwaltung-
innovativ.de/SharedDocs/Publikationen/Presse__Archiv/leitfaden_zur_gesetzesfolgenabschaetzung.pdf%3F__
blob%3DpublicationFile%26v%3D1 
30 ebenda, S. 19 
31 Vgl. Bundesministerium für Familie, Frauen, Senioren und Jugend (Hrsg.) Untersuchung „Auswirkungen des 
Prostitutionsgesetzes“ Abschlussbericht (2005), siehe: https://researchprojectkorea.wordpress.com/wp-
content/uploads/2012/03/bundesministeriums-fc3bcr-familie-senioren-frauen-und-jugend-auswirkungen-des-
prostitutionsgesetzes-11-2005.pdf 
32 Bartsch et.al. (2024), S. 137 

http://www.verwaltung-innovativ.de/SharedDocs/Publikationen/Presse__Archiv/leitfaden_zur_gesetzesfolgenabschaetzung.pdf%3F__blob%3DpublicationFile%26v%3D1
http://www.verwaltung-innovativ.de/SharedDocs/Publikationen/Presse__Archiv/leitfaden_zur_gesetzesfolgenabschaetzung.pdf%3F__blob%3DpublicationFile%26v%3D1
http://www.verwaltung-innovativ.de/SharedDocs/Publikationen/Presse__Archiv/leitfaden_zur_gesetzesfolgenabschaetzung.pdf%3F__blob%3DpublicationFile%26v%3D1
https://researchprojectkorea.wordpress.com/wp-content/uploads/2012/03/bundesministeriums-fc3bcr-familie-senioren-frauen-und-jugend-auswirkungen-des-prostitutionsgesetzes-11-2005.pdf
https://researchprojectkorea.wordpress.com/wp-content/uploads/2012/03/bundesministeriums-fc3bcr-familie-senioren-frauen-und-jugend-auswirkungen-des-prostitutionsgesetzes-11-2005.pdf
https://researchprojectkorea.wordpress.com/wp-content/uploads/2012/03/bundesministeriums-fc3bcr-familie-senioren-frauen-und-jugend-auswirkungen-des-prostitutionsgesetzes-11-2005.pdf
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Mit der Akzeptanz dieser Einschränkungen werden die KFN-Gutachter ihrer 

gesellschaftspolitischen Verantwortung nicht gerecht, die sie mit der Durchführung der 

Evaluation eingegangen sind.33 

 

TABELLE 03: Forschungsdesign / Methoden gemäß KFN (2024)34 
 

 

MODUL 1 
 

 
 
 
 
► 

 

MODUL 3 
 

AP 1 
Auswertung 

Rechtsprechung 
 

 

AP 2 
Auswertung 

Forschungsliteratur 
 

 

AP 3 
Auswertung Medien-

berichterstattung 

 

AP 6 
Fokusgruppen / Gruppendiskussion 

 
 
 

▼ 

  

AP 4 
Auswertung / Analyse  

Bundesstatistik zu ProstSchG 
 

 
▼ 

 
 

MODUL 2 

 

 
 

AP 5 
Interviews mit 

 
 
● Prostituierten 
 
● Mitarbeiter*innen  
   Behörden / FBS 
 
● Gewerbetreibende 
 
● Polizis*innen 
 
● Rechtsanwält*innen 
 
● Gynäkolog*innen 

 

AP 7 
Behörden-
begehung 

 

 
▼ 

 

AP 8 
Online-Befragung 

Behörden 
 

 
MODUL 4 

 
 
 
 
► 

 

AP 13 
Auswertung 

Zielerreichung 
 

 

AP 14 
Auswertung 

Praktikabilität 

 
 
 
 
◄ 

 

AP 9 
Online-Befragung 

Prostituierte 
 

 

AP 11 
Rechts-

dogmatik 1 

 

AP 15 
Auswertung 
Nebenfolgen 

 

 

AP 16 
Validierungs-
workshops 

 

AP 10-1 
Online-Befragung 

Prostitutionskunden 
 

 

 
AP 12 

Rechts-
dogmatik 2 

 

AP 17 
Verfassen des Abschlussberichts 

 

 

AP 10-2 
Online-Befragung 
Gewerbetreibende 

 
 

MODUL 5 
 

 

 

KfN-Kritikpunkt Nr. 5  
 

Herrschaftskonformer Verzicht auf Kontextualisierung:  

„Ziele“ abgekoppelt von „Interessen“ 

 

Für die bereitwillige Unterwerfung unter die Vorgaben ihrer Auftraggeber scheint das KFN 

sogar bereit, allgemein anerkannte Standards von Evaluationsverfahren zu opfern. 

In der von Prof. Dr. Tillmann Bartsch mit herausgegebenen Zeitschrift „Neue Kriminalpolitik“ 

erschien in derselben Ausgabe, in der auch der „Werkstattbericht“ zur Evaluation des 

ProstSchG veröffentlicht wurde, ein Artikel von Höly et.al., der sich allgemein mit den 

Herausforderungen einer wissenschaftlichen Gesetzesfolgenabschätzung befasst.35  

                                                           
33 Es wird sich zeigen, ob die KFN-Gutachter*innen es wagen, in diesem Kontext gegenüber den politischen 

Institutionen noch „Empfehlungen“ auszusprechen. Denn diese ließen sich durchaus als (unerwünschte) 

„politische Bewertungen“ einstufen.   
34 Vgl. Bartsch et.al. (2024), S. 143. Hierbei sei das Modul 3 das „Herzstück der Evaluation“ . (S. 142) Es stützt 
sich laut Bartsch (2024) auf 54 qualitative Expert*innen-Interviews sowie (laut KfN-Website) auf umfangreiche 
quantitative Online-Befragungen, darunter die Befragung von 750 Behörden-Mitarbeiter*innen, 2.000 in der 
Prostitution Tätige, ca. 300 Prostitutionskundinnen sowie 300 Gewerbetreibende. Man wird die Ergebnisse 
dieser Befragungen genau studieren müssen. Inwieweit der hier kritisierte, fragwürdige methodische 
Gesamtrahmen der Evaluation die Ergebnisse der empirischen Befragungen limitiert, bleibt freilich abzuwarten. 
35 Vgl. Kristina Höly, Markus Pohlmann, Gerhard Dannecker, Moderne Gesetze im Spannungsverhältnis 
zwischen Erkenntnisgewinnung und Mehrheitsbeschaffung, Neue Kriminalpolitik, 2/2024, S. 209 ff. 
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Es habe sich, so die Autoren*innen dieses Beitrags, die Erkenntnis durchgesetzt, dass 

moderne Gesetze nicht nur in sich selbst schlüssig sein müssten („interne Rationalität“), 

sondern dass sie auch in ihrem „Bezug zur Tatsachenwelt sachgerecht sein“ sollten 

(„externe Rationalität“). Um die Rationalität eines Gesetzes im Rahmen von Evaluationen 

angemessen beurteilen zu können, sei daher in zweifacher Hinsicht ein „Rückgriff auf 

empirische Erkenntnisse“ erforderlich: Zum einen müsse Auskunft über den „faktischen 

Ausgangsbefund“ (Steuerungsgrundlage) gegeben werden, und zum anderen müsse über 

die „Konsequenzen der in Kraft getretenen Regelung“ („Steuerungswirkung von 

Gesetzen“) aufgeklärt werden.36 

 

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob die von Bartsch et.al. angewandte Methodik 

im Gutachten zur Evaluation des ProstSchG diesen Bedingungen genügt und dem Anspruch 

einer Bewertung der „internen“ als auch der „externen“ Rationalität des 

Prostituiertenschutzgesetzes gerecht wird. 

 

Daran aber sind in Anbetracht des vom KFN vorgestellten „Wirkungsmodells“ zu den 

Regelungen des ProstSchG erhebliche Zweifel angebracht. Denn ein Evaluationsgutachten, 

das die Bewertung des Prostituiertenschutzgesetzes nur auf die Analyse der Auswirkungen 

der Gesetzes-Regelungen und der mit ihnen verfolgten „Haupt-“ und „Unterziele“ stützt, kann 

bestenfalls Aussagen zur „internen Rationalität“ des Gesetzes, nicht aber zu dessen 

„externer Rationalität“ treffen.  

 

Der verkürzte Bezug auf die Zielsetzungen des Gesetzes im KFN-Wirkungsmodell vermag 

zwar begrenzt Aussagen zu den „Konsequenzen der in Kraft getretenen Regelungen“ zu 

treffen. Doch ein solches methodisches Vorgehen dürfte sich als unzureichend erweisen, 

wenn es um die Analyse des von den einzelnen Regelungen zu unterscheidenden 

„faktischen Ausgangsbefunds“ geht. 

 

Um zu ermitteln, inwieweit der Bezug eines Gesetzes zur „Tatsachenwelt“ sachgerecht ist, 

müsste man über die Reflektion der dem Gesetz immanenten Ziele hinausgehen und die 

gesellschaftlichen Interessen einbeziehen, die sich in den spezifischen Zielen des 

ProstSchG spiegeln. Zu glauben, ausgerechnet im Falle des Prostituiertenschutzgesetzes 

seien keine in den Zielsetzungen sich materialisierenden gesellschaftlichen Interessen im 

Spiel, wäre sicherlich naiv. Denn gerade der seit Jahrhunderten strittige gesellschaftliche 

Umgang mit Prostitution verdeutlicht die Existenz und Wirkmächtigkeit gesellschaftlicher 

Interessensgegensätze bei dieser Thematik.  

 

Die Frage aber, welche spezifischen Interessen im Fall des Prostitutiertenschutzgesetz den 

dort formulierten Zielen zugrunde liegen, scheint offenbar kein Thema des KFN-Gutachtens 

zu sein. Der Begriff des Interesses fällt in keiner der bisherigen KFN-Veröffentlichungen zum 

Evaluationsgutachten. „Gesellschaftliche Interessen“ und die in Gesetzesform gegossenen 

„politischen Ziele“ sind aber keineswegs identisch und nicht miteinander zu verwechseln. 

(Politische) Ziele beantworten die Frage nach dem „Wozu?“. Sie spiegeln die „interne 

Rationalität“ von Gesetzen. Die Bezugnahme auf gesellschaftliche Interessen dagegen wirft 

die Frage nach dem „Warum?“ auf: Warum und für wen bedurfte es 2017 des 

Prostituiertenschutzgesetzes und seiner spezifischen Regelungen?37 Auskünfte über die 

                                                           
36 Vgl. ebenda, S. 212 
37 Die Schriftstellerin und Richterin am Verfassungsgericht des Landes Brandenburg, Juli Zeh, veröffentlichte 
2009 anlässlich der Verleihung des Carl-Amery-Preises den Essay „Plädoyer für das Warum“. Darin schrieb sie: 
„Die Warum-Frage forscht in die Vergangenheit. Sie erkundigt sich nach Ursachen, nach Hinter- und 
Beweggründen, möchte Zusammenhänge erwägen. Sie ist nachdenklich, vielleicht ein wenig introvertiert; sie 
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einem Gesetz zugrunde liegenden maßgeblichen Interessen gehören zur Erhellung des 

„faktischen Ausgangsbefunds“, den Höly et.al. im Zusammenhang einer retrospektiven 

Gesetzesfolgeabschätzung anmahnen. 

 

Die Überlegungen von Höly et.al. (2024) stehen im Einklang mit den Grundsätzen der 

„Gesellschaft für Evaluation e.V.“ (DeGEval), die im Jahr 2001 erstmals für den 

deutschsprachigen Raum (nicht bindende) „Standards für Evaluation“ vorgelegt hat. Darin 

heißt es unter dem Stichwort „Genauigkeit“ von Evaluationen,  
 

 „dass sich der Evaluationsgegenstand in unterschiedlichen zeitlichen und räumlichen 

 Kontexten verschieden ausgestalten kann. Die Beschreibung des Evaluationsgegenstandes 

 soll klar machen, was untersucht wird.“38 
 

Im Rahmen einer Kontextanalyse sollte daher der Evaluationsgegenstand „ausreichend 

detailliert untersucht und analysiert werden“. 
 

 „Den Kontext des Evaluationsgegenstandes bilden die Rahmenbedingungen, welche 

 diesen Evaluationsgegenstand umgeben. Dies sind z. B. das soziale und politische Klima, 

 die Charakteristika und Interessen der maßgeblich Beteiligten und Betroffenen oder die 

 wirtschaftlichen Rahmenbedingungen. Analysen zum Umfeld des 

 Evaluationsgegenstandes sind bedeutsam zur Gewinnung von Erkenntnissen über mögliche 

 Bedingungsfaktoren, die sich auf den Evaluationsgegenstand und auf die 

 Evaluationsergebnisse auswirken. Eine fundierte Kontextanalyse erlaubt es auch, die 

 Resultate einer Evaluation in Bezug auf ihre Übertragbarkeit auf andere Kontexte einschätzen 

 zu können.“39 
 

Bartsch et.al. beziehen sich zwar allgemein zustimmend auf diese Essentials der 

methodischen Konzeption von Gesetzes-Evaluationen.40 Doch sie befolgen diese Essentials 

nicht und werden ihnen damit absehbar nicht gerecht. Eine Bezugnahmne auf 

gesellschaftliche Interessen als maßgebliche Rahmenbedingungen für die Wirksamkeit 

gesetzlicher Regelungen findet bei Bartsch et.al. nicht statt. Bei ihnen verkürzt sich alles auf 

ein von den Zielen als Ausgangspunkt ausgehendes Wirkungsmodell. 

 

Ein Ziel-Diskurs, der von der Befassung mit gesellschaftlichen Interessen absieht, wird 

wissenschaftlichen Ansprüchen in Bezug auf die Gesetzesfolgenabschätzung jedoch nicht 

gerecht. Vielmehr unterstreicht ein solches Vorgehen den durch und durch ideologischen 

                                                           
appelliert an das Gedächtnis, interessiert sich für Motive, vielleicht sogar für eine moralische Gestimmtheit“ 
Anders die Wozu-Frage: „Ihr Blick richtet sich in die Zukunft…. Gibt es Maßstäbe, die zu erfüllen, Prognosen, die 
zu verifizieren, Effizienzkalkulationen, die zu berücksichtigen wären? ‚Warum‘ ist kontemplativer, ‚Wozu‘ im 
weitesten Sinne ökonomischer Natur…. Die ‚Wozu‘-Frage verengt unsere Wahrnehmung. Sie sortiert aus – 
Beschäftigungen, Gedanken, Prioritäten, wenn wir nicht aufpassen, irgendwann Menschen.“ Siehe: Juli Zeh, 
Nachts sind das Tiere, Essays, 2014, S. 104 f. 
38 Zitiert nach: DeGEval – Gesellschaft für Evaluation, Standards für Evaluation, 2008, S. 33, vgl.: 
https://www.uni-wuerzburg.de/fileadmin/ext00267/Dokumente/Evaluation/DeGEval-Standards_2008.pdf 
39 ebenda; Im Jahr 2026 wurden die „Standards für Evaluation“ überarbeitet. Der Passus zur „Kontextanalyse“ 
lautete fortan: „Den Kontext des Evaluationsgegenstandes bilden die Rahmenbedingungen, welche diesen 
Evaluationsgegenstand umgeben. Dies sind v.a. politische, ökonomische, soziale, technologische, gesetzliche 
und ökologische Faktoren. Die Kontextanalyse sollte sich auf solche Faktoren beschränken, die Umsetzung oder 
Wirkung des Evaluationsgegenstands maßgeblich beeinflussen können.“ Vgl.: DeGEval – Gesellschaft für 
Evaluation, Standards für Evaluation (Erste Revision), 2016, S. 45, siehe: https://www.degeval.org/degeval-
standards/ 
40 So z. B. auf Ziekow, Debus & Piesker, die sich in ihrem „Leitfaden zur Durchführung von ex-post-
Gesetzesevaluationen unter besonderer Berücksichtigung der datenschutzrechtlichen Folgen“ (2012), S. 42, 
ausdrücklich auf die DeGEval-Standards bezüglich einer Kontextanalyse beziehen. 

https://www.uni-wuerzburg.de/fileadmin/ext00267/Dokumente/Evaluation/DeGEval-Standards_2008.pdf
https://www.degeval.org/degeval-standards/
https://www.degeval.org/degeval-standards/
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Charakter der methodischen Konzeption, die im Falle des KFN-Gutachtens der Evaluation 

des ProstSchG zugrunde liegt.41 

 

Schlussbemerkung 

 

Die hier vorgetragene Kritik an den methodischen Grundlagen des KFN-Gutachtens zur 

Evaluation des ProstSchG kommt zu dem ernüchternden Ergebnis, dass weder eine 

hinreichende Zielbestimmung, noch eine sachgerechte Analyse der Auswirkungen des 

ProstSchG von der in Frage stehenden Evaluationsstudie zu erwarten ist. Grundlegende 

Weichenstellungen – ob im Guten oder im Schlechten – sind von dieser Evaluationsstudie 

daher nicht zu erwarten. 

 

Vor diesem Hintergrund verbieten sich allzu große Erwartungen und Hoffnungen in das 

Ergebnis der Evaluation, will man nicht vorprogrammierten Enttäuschungen den Weg ebnen. 

 

Dieser Befund schließt nicht aus, dass die Befragungen und deren Auswertung im Rahmen 

der KFN-Evaluationsstudie interessante Detail-Ergebnisse liefern können. Das darf jedoch 

nicht darüber hinwegtäuschen, dass an eine Evaluation des ProstSchG andere und höhere 

Erwartungen zu stellen sind als nur, dass man bei dieser Gelegenheit „mit“ und nicht bloß 

„über“ Sexarbeiter*innen spricht. 

 

Unsere Kritik an den methodischen Grundlagen des KFN-Evaluationsgutachtens wirft die 

Frage auf, wie denn ein wissenschaftlichen Ansprüchen genügendes und die anerkannten 

Standards der Gesetzes-Evaluation berücksichtigendes „Wirkungsmodell“ in Anwendung auf 

das ProstSchG aussehen könnte. Eine Antwort auf diese Frage soll in einem der nächsten 

Beiträge dieser Reihe versucht werden. 

 

                                                           
41 Das wäre etwa so, als würde man zum Zwecke der Evaluation des Pariser Klimaschutzabkommens die 

Regelung zum 1,5-Grad-Ziel auf ihren Zielerreichungsgrad hin analysieren, ohne die unterschiedliche 

Verursachung der Erderwärmung durch Industrieländer einerseits und Schwellen- und Entwicklungsländer 

andererseits und deren entsprechend unterschiedliche Interessenslagen in die Analyse mit einzubeziehen. 

Ebenso würde eine Analyse der Politik Donald Trumps, die sich nur auf den „Grad der Zielerreichung“ bei der 

Umsetzung der Losung „Make America great again“ fokussiert, unzulässigerweise die ökonomische 

Ausgangslage in den USA und die weltpolitischen Interessenslagen, auf die Trump-Parole antwortet, 

unberücksichtigt lassen. 


